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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermi ttlungsausschuß) 

zu dem 

Gesetz über die Beschränkung von Grundeigentum 
für die militärische Verteidigung 
(Schutzbereichgesetz) 

— Drucksachen 1664, 2510, zu 2510, 2785 — 


Berichterstatter im Bundestag: Berichterstatter im Bundesrat: 
Abgeordneter Dr. Greve Senator Dr. Klein 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 160. Sitzung am 27. Sep- 
tember 1956 beschlossene Gesetz über die Beschränkung von Grund- 
eigentum für die militärische Verteidigung (Schutzbereichgesetz) 
— Drucksachen 1664, 2510, ^2510 — wird nach Maßgabe der in 
der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die 
Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 14. November 1956 


Der Vermittlungsausschuß 

i. V. Dr. Schaefer Dr. Greve 

Vorsitzender Dr. Klein 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 
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Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über die Beschränkung von Grundeigentum 
für die militärische Verteidigung 
(Schutzbereichgesetz) 


1. § 1 Abs. 3 

§ 1 Abs, 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Soll ein Gebiet zum Schutzbereich 
erklärt werden, so ist die Landesregierung 
zu hören, die nach Anhörung der betroffe- 
nen Gemeinde (Gemeindeverband) unter 
angemessener Berücksichtigung der Erfor- 
dernisse der Raumordnung, insbesondere 
der Interessen des Städtebaues und des 
Naturschutzes, sowie der landwirtschaft- 
lichen und wirtschaftlichen Interessen zu 
dem Vorhaben Stellung nimmt. Will der 
Bundesverteidigungsminister von dieser Stel- 
lungnahme abweichen, so unterrichtet er die 
betreffende Landesregierung vor seiner Ent- 
scheidung." 

2. § 17 

§ 17 erhält folgende Fassung: 
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Die Landesregierungen bestimmen die Be- 
hörden, die die Entschädigung auf Grund 
dieses Gesetzes festzusetzen haben (Fest- 
setzungsbehörden), und regeln Ihre Zustän- 
digkeiten." 

3. § 18 Abs. 3 Satz 2 

§ 18 Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen. 
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